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Alternativantrag  

der Fraktion der SPD und der Abgeordneten des SSW

zu „Der Rechtsanspruch auf Ganztag kommt – Umsetzung jetzt 
vorbereiten“ (Drucksache 19/3281) 

Der Rechtsanspruch auf Ganztag kommt – Umsetzung muss im Dialog erfolgen 

Der Landtag wolle beschließen:  

Der Schleswig-Holsteinische Landtag begrüßt die Einigung zwischen dem Bund und 
den Ländern zur Weiterentwicklung der Ganztags- und Betreuungsangebote für 
Kinder im Grundschulalter. Damit sind für das Land Schleswig-Holstein die 
Voraussetzungen dafür geschaffen, den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für 
Kinder im Grundschulalter sobald wie möglich umzusetzen.

Ein flächendeckendes Ganztagsangebot ist ein entscheidender Beitrag zur 
Überwindung der immer noch bestehenden Abhängigkeit des Bildungserfolgs von 
der sozialen Herkunft der Kinder und Jugendlichen. Es ist zugleich ein Beitrag zur 
Geschlechtergerechtigkeit, der es Erziehenden ermöglicht, einen Beruf auszuüben, 
ohne ihre Betreuungs- und Fürsorgeverpflichtungen gegenüber ihrem Kind zu 
vernachlässigen. Dies trägt auch zur wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit unseres 
Landes bei.

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, auf der Grundlage dieser Bund-Länder-
Vereinbarung sobald wie möglich ein Konzept zur Finanzierung und zur inhaltlichen 
Ausgestaltung der Ganztags- und Betreuungsangebote für Grundschulschüler*innen 
zu erarbeiten, das Bestand über die 19. Legislaturperiode hinaus haben und 
Perspektiven für die Ausweitung der Ganztagsangebote auf die anderen Schularten 
sowie für den Ausbau der Gebundenen Ganztagsschule aufzeigen soll. Der Landtag 
erwartet, dass in dieses Konzept auch die Schulen der dänischen Minderheit und die 
Schulen in privater Trägerschaft einbezogen werden.
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Dieses Konzept muss daher von vornherein im Dialog mit allen Betroffenen 
(Kommunale Landesverbände, Träger von Ganztagsangeboten, Sozialverbände, 
Eltern u.a.) ausgearbeitet werden. Damit ist auch eine Bestands- und Bedarfsanalyse 
verbunden.
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